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§ 40 SVVoIIzG NRW 
(Kostenbeteiligung bei Ver-

plombung des Fernsehgeräts)

Für eine Kostenbeteiligung des Gefan-
genen bei Verplombung des Fernseh-
geräts gibt es keine Rechtsgrundlage.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 
18. Februar 2014 – III-1 Vollz (Ws) 26/14 

Gründe
I.

Der Betroffene befindet sich im Vollzug 
der Sicherungsverwahrung in der JVA 
Aachen. Nach den Feststellungen im 
angefochtenen Beschluss verweigerte 
die Leiterin der JVA Aachen dem Betrof-
fenen zu einem nicht näher bekannten 
Zeitpunkt (nach dem 01.06.2013) die 
Rückgabe eines Fernsehgeräts, welches 
zuvor zur Reparatur eingeschickt wor-
den war, solange der Betroffene nicht 
die Kosten für die (erneute) Verplom-
bung trage.

Hiergegen hat sich der Betroffene mit 
seinem Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung gewandt. Er meint, die Kos-
ten der Verplombung seien nicht von 
den Untergebrachten zu tragen. Die 
Strafvollstreckungskammer hat seinen 
Antrag mit dem angefochtenen Be-
schluss als unbegründet zurückgewie-
sen und bezieht sich zur Begründung 
auf einen früheren Beschluss sowie auf 
§ 40 Abs. 4 S. 2 Nr. 4 SVVollzGNW.

Gegen den am 31.10.2013 zugestellten 
Beschluss wendet sich der Betroffene 
mit der aufgrund von Überlastung des 
Rechtspflegers erst am 10.12.2013 er-
hobenen Rechtsbeschwerde. Er rügt 
die Verletzung materiellen Rechts und 
macht Bedürftigkeit i.S.v. § 40 Abs. 4 S. 
3 SVVoIIzGNW geltend.

Das Justizministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen hält die Rechts-
beschwerde mangels Vorliegen eines 
Zulassungsgrundes für unzulässig.

II.

Die Rechtsbeschwerde war nach § 116 
Abs. 1 StVollzG zur Fortbildung des 
Rechts zuzulassen, da die Frage, ob auch 
die Kosten der Verplombung von tech-
nischen Geräten unter die Regelung des 
§ 40 Abs. 4 SVVollzGNW fallen, bisher 
obergerichtlich noch nicht geklärt ist.
Die Rechtsbeschwerde ist - nach Ge-
währung der Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand - auch im Übrigen zu-
lässig.

III.

Die Rechtsbeschwerde ist begründet. 
Sie führt zur Aufhebung der angefoch-
tenen Entscheidung und Zurückver-
weisung der Sache an die Strafvollstre-
ckungskammer.

Da § 40 Abs. 4 SVVoIIzGNW eine Kos-
tenerstattung für die Verplombung 
von Fernsehgeräten bei Sicherungsver-
wahrten nicht regelt, durfte die Leiterin 
der JVA Aachen die Herausgabe des 
Fernsehgeräts aus diesem Grunde nicht 
verweigern.

Nach § 40 Abs. 1 SVVoIIzGNW werden 
die Untergebrachten an den Kosten für 
Unterbringung und Verpflegung nicht 
beteiligt. In den Gesetzesmaterialien 
wird dazu ausgeführt, dass Grund für die 
Regelung sei, dass die Sicherungsver-
wahrung zum Schutze der Allgemein-
heit vollstreckt werde und nicht mehr 
- wie die Strafe - dem Schuldausgleich 
diene (LT-Drs. 16/1435 S. 91 f.). Damit 
wird der Sache nach der Sonderopferge-
danke des Bundesverfassungsgerichts 
aufgegriffen, wonach dem Sicherungs-
verwahrten zu präventiven Zwecken 
ein Sonderopfer auferlegt wird. Dem 
muss nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts auch bei 
der Ausgestaltung des Vollzuges Rech-

nung getragen werden (BVerfG, Urt. v. 
04.05.2011 - 2 BvR 2333/08 u.a., Rdnr. 
101).

Dementsprechend muss man § 40 Abs. 
1 SVVollzGNW als Grundsatz verstehen, 
wonach sämtliche Kosten für Unterbrin-
gung und Verpflegung von der Allge-
meinheit zu tragen sind. Dafür spricht 
auch die Gesetzessystematik, die in den 
Absätzen 2 bis 4 lediglich Ausnahmere-
gelungen enthält, in denen eine Kosten-
erstattung von der Vollzugseinrichtung 
gefordert werden kann. Zwar könnte 
man bei enger Auslegung unter den 
Kosten der Unterbringung nur solche 
verstehen, wie z.B. die Zurverfügung-
stellung des Zimmers, Heizung etc. 
Jedoch wird man angesichts des o.g. 
Zwecks dieser Maßregel auch erst recht 
Kosten der Sicherung (wie z.B. Bewa-
chung, mechanische Sicherungsvor-
richtungen etc.) dazu zählen müssen.

Die Verplombung des Fernsehgeräts 
dient allein Sicherungszwecken, näm-
lich dazu, dass das Gehäuse des Geräts 
nicht als Versteck benutzt oder das Ge-
rät so manipuliert werden kann, dass 
damit verbotene Inhalte zu empfan-
gen sind. Eine Kostenerstattung kann 
demnach nur dann gefordert werden, 
wenn hierfür eine gesetzliche Grund-
lage besteht. § 40 Abs. 4 SVVoIIzGNW 
ergibt eine solche Rechtsgrundlage 
nicht. Nach § 40 Abs. 4 S. 2 Nr. 4 SV-
VollzGNW kann eine Kostenerstattung 
für die „Überlassung“ und den „Betrieb“ 
(u.a.) von Fernsehgeräten erhoben wer-
den. Schon der Wortlaut legt nahe, dass 
Verplombungskosten hierunter nicht 
fallen, denn sie entstehen weder durch 
die Überlassung noch durch den Betrieb 
des Gerätes, sondern eben aufgrund 
des Sicherungsbedürfnisses der Anstalt. 
Der Gesetzgeber hatte dabei auch eher 
Dinge wie den Mietzins für Leihgeräte, 
Kosten für Bezahlfernsehen etc. im Blick 
(LT-Drs. 16/1435 S. 92 f.).

Eine Rechtsgrundlage ergibt sich auch 
nicht aus der allgemeinen Regelung in 
§ 40 Abs. 4 S. 1 SVVoIIzGNW. Nach dieser 
Vorschrift können Kosten des Landes 
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für „Leistungen“ vom Untergebrachten 
erhoben werden. Die Aufzählung der 
Einzeltatbestände in § 40 Abs. 4 S. 2 
SVVollzGNW ist nicht abschließend, son-
dern hat nur Re-gelbeispielcharakter 
(„insbesondere“; LT-Drs. 16/1435 S. 92). 

Indes fällt eine Verplombung zu Si-
cherungszwecken nicht unter die 
erstattungsfähigen „Leistungen“. Die 
Regelbeispiele nach § 40 Abs. 4 S. 2 
SVVoIIzGNW zeigen schon, dass es sich 
hierbei um Leistungen handelt, die ent-
weder im Interesse des Sicherungsver-
wahrten liegen müssen (z.B. Gesund-
heitsfürsorge) oder aber aufgrund eines 
schuldhaften Verhaltens veranlasst 
wurden (Suchtmittelkontrolle). Inso-
weit ergibt sich — neben § 40 Abs. 4 
S. 3 SVVoIIzGNW – auch aus den Ge-
setzesmaterialien, dass z.B. die Kosten 
der Suchtmittelkontrolle nur erhoben 
werden sollen, wenn ein Missbrauch 
„auch tatsächlich festgestellt“ wird (LT-
Drs. 16/1435 S. 92). Schließlich stellen 
die Gesetzesmaterialien klar, dass von 
dem Untergebrachten nur diejenigen 
Kosten erhoben werden können, die 
ihm auch außerhalb der Anstalt ent-
stünden. Kosten für besondere Siche-
rungsmaßnahmen - wie hier - fallen 
darunter aber gerade nicht. 

Da die Sache nicht entscheidungsreif ist, 
weil möglicherweise eine Nichtaushän-
digung des Fernsehgeräts aus anderen 
Gründen in Betracht kommt, welche 
bisher aber nicht geprüft wurde, war 
wie erkannt zu entscheiden (§ 119 Abs. 
4 StVollzG). 


